
Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Friederike Wallentin-Hermann

Beklagte: Alitalia — Linee Aeree Italiane SpA

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Handelsgericht Wien — Ausle-
gung von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004
über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs und Unterstüt-
zungsleistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und
bei Annullierung oder großer Verspätung von Flügen und zur
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 (ABl. L 46, S. 1)
— Begriffe „außergewöhnliche Umstände“ und „zumutbare Maß-
nahmen“ — Annullierung eines Flugs wegen Triebwerkschadens
— Prozentsatz der wegen technischer Mängel annullierten Flüge,
der erheblich über der anderer Fluggesellschaften liegt

Tenor

1. Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004 über eine
gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und Unterstützungsleistun-
gen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullie-
rung oder großer Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 295/91 ist dahin auszulegen, dass ein bei
einem Flugzeug aufgetretenes technisches Problem, das zur Annul-
lierung eines Fluges führt, nicht unter den Begriff „außergewöhnli-
che Umstände“ im Sinne dieser Bestimmung fällt, es sei denn, das
Problem geht auf Vorkommnisse zurück, die aufgrund ihrer Natur
oder Ursache nicht Teil der normalen Ausübung der Tätigkeit des
betroffenen Luftfahrtunternehmens sind und von ihm tatsächlich
nicht zu beherrschen sind. Das am 28. Mai 1999 in Montreal
geschlossene Übereinkommen zur Vereinheitlichung bestimmter
Vorschriften über die Beförderung im internationalen Luftverkehr ist
für die Auslegung der Befreiungsgründe nach Art. 5 Abs. 3 der
Verordnung Nr. 261/2004 nicht ausschlaggebend.

2. Die Häufigkeit der bei einem Luftfahrtunternehmen festgestellten
technischen Probleme ist als solche kein Umstand, anhand dessen
sich auf das Vorliegen oder Fehlen „außergewöhnlicher Umstände“
im Sinne von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung Nr. 261/2004 schlie-
ßen ließe.

3. Allein der Umstand, dass ein Luftfahrtunternehmen die gesetzlich
vorgeschriebenen Mindesterfordernisse an Wartungsarbeiten an
einem Flugzeug durchgeführt hat, reicht nicht für den Nachweis,
dass dieses Unternehmen „alle zumutbaren Maßnahmen“ im Sinne
von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung Nr. 261/2004 ergriffen hat,
und somit für seine Befreiung von der Verpflichtung zur Aus-
gleichszahlung gemäß Art. 5 Abs. 1 Buchst. c und Art. 7 Abs. 1
dieser Verordnung aus.

(1) ABl. C 64 vom 8.3.2008.

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 22. Dezember
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs
— Deutschland) — Verfahren Erich Stamm, Anneliese

Hauser

(Rechtssache C-13/08) (1)

(Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit —

Gleichbehandlung — Selbständige Grenzgänger — Landpacht
— Agrarstruktur)

(2009/C 44/35)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesgerichtshof

Beteiligte des Ausgangsverfahrens

Erich Stamm, Anneliese Hauser

Weiterer Beteiligter: Regierungspräsidium Freiburg

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof (Deutsch-
land) — Auslegung der Art. 12 Abs. 1, 13 Abs. 1 und 15
Abs. 1 des Anhangs I des Abkommens zwischen der Europä-
ischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und
der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die
Freizügigkeit, unterzeichnet in Luxemburg am 21. Juni 1999
(ABl. 2002, L 114, S. 6) — Anwendbarkeit des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes auf selbständige Grenzgänger — In der
Schweiz ansässiger Landwirt mit Schweizer Staatsangehörigkeit,
der einen Pachtvertrag über einen in Deutschland gelegenen
landwirtschaftlichen Betrieb geschlossen hat

Tenor

Nach Art. 15 Abs. 1 des Anhangs I des am 21. Juni 1999 in
Luxemburg unterzeichneten Abkommens zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizer-
ischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit muss eine
Vertragspartei den „selbständigen Grenzgängern“ einer anderen Ver-
tragspartei im Sinne des Art. 13 dieses Anhangs hinsichtlich des
Zugangs zu einer selbständigen Erwerbstätigkeit und deren Ausübung
im Aufnahmestaat eine Behandlung gewähren, die nicht weniger güns-
tig ist als die den eigenen Staatsangehörigen gewährte Behandlung.

(1) ABl. C 92 vom 12.4.2008.
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